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der	Glaubens-	 und	Gewissensfreiheit	 näher	 ausgeführt.	 Es	





tert	 (Ziffer	 2),	 ehe	 zum	Abschluss	kurz	 auf	die	nun	anste-
hende	parlamentarische	Behandlung	der	«Minarettinitiative»	
Bezug	genommen	wird	(Ziffer	3).





ben,	 zu	 äussern,	 zu	 verbreiten	 oder	 zu	 praktizieren	 oder	
gemäss	 einer	 religiösen	 Überzeugung	 zu	 handeln».2	 Sie	
umfasst	somit	«sowohl	die	innere	Freiheit,	zu	glauben	oder	







turvölker	 halten».4	 Es	werden	 jedoch	 nicht	 nur	 imperative	
Grundsätze	geschützt,	sondern	auch	religiös	motivierte	Ver-
haltensweisen,	die	zwar	nicht	zwingend	erforderlich,	jedoch	
durchaus	 angemessen	 sind.5	 Die	 Botschaft	 über	 die	 neue	
Bundesverfassung	nennt	als	Beispiele	das	Gebet,	die	Beich-
te,	 die	Meditation,	 das	Fasten,	 die	 rituelle	Waschung	 (per-
sönliche	Kultushandlungen),	den	Gottesdienst,	die	Predigt,	





4	 BGE	119	 Ia	 178,	E.	4c;	 vgl.	 zudem	die	 absoluten	Schranken	
bei	Eingriffen	in	Leib	und	Leben,	gemeinrechtliche	Straftaten,	








Auch	 spielt	 es	 keine	Rolle,	wenn	 nur	 eine	Minderheit	 die	
entsprechenden	 Regeln	 befolgt.7	Voraussetzung	 ist	 jedoch,	
«dass	 solche	Verhaltensweisen	unmittelbarer	Ausdruck	der	
religiösen	 Überzeugung»	 seien	 (so	 z.B.	 auch	 religiös	 be-
dingte	Essens-	und	Bekleidungsvorschriften).8	Einer	Person	
steht	es	somit	prinzipiell	 frei,	sein	Leben	nach	den	Lehren	













sondere	 eine	 Interpretation	der	 einschlägigen	Stellen	heili-
ger	Schriften,	bleibt	dem	Bundesgericht	jedenfalls	so	lange	




tenden	 und	 schwer	 verständlichen)	 Bräuchen,	 wenngleich	
nicht	 alle	 irgendwie	 religiös	 erklärbaren	 Bräuche	 toleriert	
werden	 müssen	 (insbesondere	 auch	 z.B.	 Menschenopfer,	
«Ehrenmorde»	 etc.).12	Allerdings	 darf	 das	Gericht	 darüber	







flikte	 mit	 dem	 Islam	 oft	 geäusserte	 «Reziprozitätsgebot»,	
welches	in	diesem	Zusammenhang	verlangt,	dass	Muslimen	
in	 der	 Schweiz	 die	 Glaubens-	 und	 Gewissensfreiheit	 nur	
in	diesem	Umfange	eingeräumt	werden	soll,	wie	dies	 isla-
mische	Länder	den	christlichen	Gemeinschaften	einräumen,	
keine	Rolle.15	D.h.	 die	 aus	 der	Glaubens-	 und	Gewissens-
freiheit	 abgeleiteten	 Rechte	 stehen	 den	 Glaubensgemein-
schaften	 auch	 dann	 zu,	 wenn	 entsprechende	 ausländische	
Religionsgemeinschaften	in	ihren	Ländern	den	Christen	oder	





1.2. Positive Pflichten des Staates
Als	Freiheitsrecht	 ist	 die	Glaubens-	 und	Gewissensfreiheit	
prinzipiell	 als	Abwehrrecht	 konstituiert.	Nichts	 desto	 trotz	
kann	 der	 Staat	 unter	Umständen	 verpflichtet	 sein,	 positive	
Leistungen	 zu	 erbringen,	 insbesondere	 auch	 durch	 aktives	
Tun	die	Grundrechtsausübung	zu	ermöglichen	oder	zu	schüt-
6	 BBl	1997	 I	1,	S.	156.	Regula	Kiener/Mathias	Kuhn,	Die	

















rad	 Sahlfeld,	Aspekte	 der	 Religionsfreiheit,	 Diss.	 Zürich/
Basel/Genf	 2004,	 149;	 Walter	 Kälin,	 Grundrechte	 in	 der	






E.	4b.	 Grundrechtsschutz	 ist	 denn	 auch	 wesensgemäss	Min-











Islam	–	Alltagskonflikte	 und	 Lösungen,	 Freiburg/Basel/Wien	
2001,	 126;	 Walter	 Kälin,	 Grundrechte	 im	 Kulturkonflikt,	
Bern	 1999,	 26	 f.;	 René	 Pahud	 de	Mortanges,	 Fragen	 zur	
Integration	 der	 nichtchristlichen	 Religionsgemeinschaften	 in	
das	 schweizerische	 Religionsverfassungsrecht,	 SJKR	 1998,	
Bern	1999,	 108;	Reinhart	Hummel,	Religiöser	Pluralismus	
oder	christliches	Abendland?,	Darmstadt	1994,	149	f.;	Eibe	H.	




en	 Suisse,	 in:	 Beat	 Sitter-Liver	 (Hrsg.),	 Herausgeforderte	
Verfassung,	Fribourg	1999,	98	u.	105.
16	 Rohe	(FN	15),	126.











fentlichen	 Handlungen	 konfessioneller	 Art	 zu	 enthalten,	
die	geeignet	sind,	die	Freiheit	der	Bürger	 in	einer	pluralis-
tischen	 Gesellschaft	 zu	 beeinträchtigen»19	 und	 damit	 eine	




Staat	 prinzipiell	 die	 ungestörte	 Entfaltung	 von	 Religions-
gemeinschaften	 nicht	 behindern.22	D.h.	 auch,	 dass	 die	Be-
hörden	religiöse	Anschauungen	und	Verhaltensweisen	nicht	
bekämpfen	 dürfen,	 nur	 weil	 sie	 sich	 nach	Auffassung	 der	
Mehrheit	 gesellschaftspolitisch	 schädlich	 auswirken	 kön-
nen.23	 Insbesondere	darf	Art.	36	BV	nicht	dafür	verwendet	
werden,	unsympathische	Religionsausübungen	zu	unterdrü-




2. Die rechtliche Bedeutung von 
 Minarett und Gebetsruf
2.1. Ausgangspunkt: BGE 1P.26/2007 vom 
4. Juli (Einwohnergemeinde Wangen 
bei Olten)
2007	befasste	 sich	das	Bundesgericht	 in	Urteil	 1P.26/2007	




ten	 ein	 Gesuch	 für	 den	 Bau	 eines	 fünf	 bzw.	 sechs	Meter	






des	Minaretts	 im	Rohbau,	 verbot	 jedoch	Gebetsrufe	 sowie	
eine	künstliche	Beschallung	ab	dem	Minarett.	Gegen	diesen	
Entscheid	beschritten	Anwohner	erfolglos	den	Rechtsweg.
2.1.2. Urteil des Bundesgerichts
In	seinem	Urteil	nahm	das	Bundesgericht	keine	Stellung	zur	






Gehörs	 (Art.	29	Abs.	2	 BV)	 ab.	 Insbesondere	 erachtete	 es	
das	Bundesgericht	als	zulässig,	dass	das	kantonale	Verwal-
tungsgericht	im	Sinne	einer	antizipierten	Beweiswürdigung	



























20	 BGE	 125	 I	 347,	 E.	3a.	 Das	 Neutralitätsgebot	 gilt	 denn	 auch	
als	 Mittel	 der	 Integration	 von	 nationalen	 Minderheiten	 (vgl.	
	Claude	Rouiller,	Le	principe	de	la	neutralité	confessionnelle	
relative,	AJP/PJA	2003,	 955);	Karlen	 (FN	7),	 200;	Karlen	
(FN	12),	188.




23	 Yvo	Hangartner,	Bemerkungen	 zu	BGE	119	 Ia	 178,	AJP/
PJA	1994,	624.
24	 Wyss	(FN	17),	408;	Karlen	(FN	12),	308.












fahren	 erwies	 sich	 das	 Urteil	 des	 Bundesgerichts	 als	 äus-
serst	unspektakulär.	Trotz	seiner	Knappheit	ist	der	Entscheid	
dennoch	 ein	 wichtiger	 Fingerzeig	 zum	 Problemkreis	 des	
Minaretts.	So	ist	prinzipiell	festzuhalten,	dass	der	Bau	eines	
Minaretts	 zulässig	 ist,	 sofern	 die	 entsprechenden	 Bauvor-





sensfreiheit	 nicht	 zuletzt	 auch	 von	 anderen	 Religionsge-
meinschaften	 zu	 begrüssen	 ist.29	 Insbesondere	 gewährt	 die	
Glaubens-	 und	Gewissensfreiheit	 keinen	Anspruch	 darauf,	






2.2. Besondere Problemlage von 
 Sakralbauten
Das	 Minarett	 ist	 nur	 ein	 Teilaspekt	 eines	 ganzheitlichen	
baurechtlichen	 Problems	 bei	 Sakralbauten.	 Zumeist	 sehen	
Nutzungspläne	für	diese	keine	besonderen	Zonen	vor.	Dies	











Der	 Wunsch	 von	 Religionsgemeinschaften,	 eine	 reprä-
sentative	 Sakralbaute	 errichten	 zu	wollen,	muss	 vom	 inte-
grationspolitischen	Standpunkt	positiv	betrachtet	werden.	Er	
zeigt,	dass	die	Angehörigen	der	entsprechenden	Glaubens-
gemeinschaft	 in	 der	Schweiz	 sesshaft	wurden	und	hier	 ih-
ren	Lebensmittelpunkt	fanden.	Dies	bedeutet	aber	auch,	dass	












nahmebewilligungen33).34	 Unzulässig	 ist	 es	 insbesondere,	
27	 Urteil	1P.26/2007	vom	4.	Juli	2007,	E.	4.1.2.
28	 Das	 Verwaltungsgericht	 des	 Kantons	 Solothurn	 bejahte	 in	
















Volksabstimmung	 für	 den	Bau	 von	Minaretten,	Tempeln	 und	
Kirchen	 sowie	 weiteren	 klar	 erkennbaren	 religiösen	 Bauten»	
vom	4.	September	2006.
30	 BGE	118	 Ia	 46,	E.	4c.	Bernhard	Waldmann,	Moscheebau	
und	Gebetsruf,	in:	René	Pahud	de	Mortanges/Erwin	Tan-








32	 Die	 Eidgenössische	 Kommission	 gegen	 Rassismus,	 Jäger	
sowie	 Kiener/Kuhn	 würden	 diese	 Lösung	 aufgrund	 der	
für	 Kultusgemeinden	 unbefriedigenden	 Situation	 vorziehen	
(vgl.	 Eidgenössische	 Kommission	 gegen	 Rassismus,	 Mehr-
heit	und	muslimische	Minderheit	 in	der	Schweiz,	Bern	2006,	
41;	Christoph	Jäger,	Kultusbauten	 im	Planungs-,	Bau-	und	







33	 So	auch	die	Urteile	des	Zürcher	Verwaltungsgerichts	 zum	 is-
lamischen	 Kulturzentrum	 (vgl.	 Urteil	 vom	 31.	 Januar	 2002,	
VB.2001.00277,	 E.	5b	 sowie	 Urteil	 vom	 18.	 Juni	 2003,	
VB.2003.00173,	E.	3b);	einschränkend	Jäger	(FN	32),	130	f.
34	 Vgl.	Jäger	(FN	32),	116;	Wolf	S.	Seidel/Bernhard	Wald-
mann,	 Sakralbauten	 im	 Lichte	 der	 Grundrechtsbindung	 und	










ist	 jedoch	 nicht	 verpflichtet,	 selber	 entsprechende	 Kultus-
bauten	zu	errichten	und	zur	Verfügung	zu	stellen.37	
2.3. Das Minarett im Besonderen
Keine	Bedeutung	kann	dem	Argument	 von	Minarett-Kriti-
kern	beigemessen	werden,	dass	das	Minarett	kein	religiöses	
Symbol,	 sondern	 ein	 Zeichen	 islamischer	 Eroberung	 sei.	
Wie	bereits	aufgezeigt,	werden	vom	Schutzbereich	der	Glau-
bens-	und	Gewissensfreiheit	auch	religiös	motivierte	Verhal-
tensweisen	 und	 Symbole	 erfasst,	 die	 zwar	 nicht	 zwingend	
erforderlich,	jedoch	durchaus	angemessen	sind.38	Auch	spielt	
es	keine	Rolle,	ob	nur	eine	Minderheit	diese	Regeln	befolgt.	





















eine	Kirche,	 ein	Sikh-Tempel	 oder	 auch	 ein	 buddhistischer	
Tempel	als	touristische	Sehenswürdigkeit	gelten	kann.42
2.4. Anspruch auf Gebetsruf?
Das	Minarett	ist	unbestritten	eine	ortfeste	Anlage	im	Sinne	






Wie	 das	Glockengeläut	 so	 stellt	 auch	der	Gebetsruf	 ein	
Geräusch	dar,	welches	gerade	den	Zweck	der	Aktivität	wi-








willigungsverfahrens,	 weil	 die	 Gemeinde	 kein	 islamisches	
Gebetshaus	 haben	 will,	 eine	Verletzung	 des	 Kerngehalts	 der	
Glaubens-	 und	 Gewissensfreiheit	 dar	 (vgl.	 Yvo	 Hangart-
ner,	Bemerkungen	zu	BGE	123	 I	 296,	AJP/PJA	1998,	601);	
vgl.	diesbezüglich	auch	die	Urteile	des	Bundesgerichts	sowie	
des	Zürcher	Verwaltungsgerichts,	welche	 den	Betrieb	 von	 is-
lamischen	Kulturzentren	 in	 der	Wohnzone	 für	 zonenkonform	
erklärten	 (vgl.	 BGE	 1P.290/2003	 E.	2.5	 f.	 vom	 15.	 August	




Einkaufszentrums	 festgehalten	 wurde;	 Alexander	 Ruch,	
Religionsgemeinschaften	 und	 Raumplanungsrecht,	 in:	 René	
	Pahud	de	Mortanges/Erwin	Tanner,	Kooperation	zwischen	
Staat	 und	 Religionsgemeinschaften	 nach	 schweizerischem	
Recht,	Zürich/Basel/Genf	2005,	544.







Volksabstimmung	 für	 den	Bau	 von	Minaretten,	Tempeln	 und	













hallen	 zu	 repräsentativen	 Moscheen	–	 aktuelle	 Bauvorhaben	
von	Moscheen	und	Minaretten	in	der	Schweiz,	in:	René	Pahud	






den	 Bodenpreise	 insbesondere	 auch	 Hüttermann	 (FN	42),	
73.
43	 Waldmann	(FN	30),	233;	Jäger	(FN	32),	132.
A l e x a n d e r  S c h a e r
AJP/PJA 9/2008
1138
nicht	 völlig	 vermieden	und	 in	 der	Regel	 auch	nicht	 in	 der	
Lautstärke	wesentlich	reduziert	werden,	ohne	dass	zugleich	
der	 Zweck	 der	 sie	 verursachenden	Tätigkeit	 vereitelt	wür-
de.	 Derartige	 Lärmemissionen	 als	 unnötig	 und	 unzulässig	













ker	 wahrgenommen	 wird	 als	 das	 monotone	 Läuten	 einer	
Glocke.47	 Ein	Grund,	 den	Gebetsruf	 gänzlich	 verbieten	 zu	
wollen,	 ist	dies	 jedoch	nicht.48	Anbieten	würden	 sich	denn	
vor	allem	technische	Massnahmen	bis	zum	Verzicht	auf	die	
Verstärkung	 mittels	 Lautsprechern49	 sowie	 Betriebszeitbe-
schränkungen	basierend	auf	der	kommunalen	Nachtruheord-
nung.	Letzteres	würde	insbesondere	bedeuten,	dass	allenfalls	
das	 Morgen-	 und	 Nachtgebet	 zeitlich	 verschoben	 werden	
müssten,	 währenddessen	 dem	Mittags-,	 Nachmittags-	 und	
Abendgebet	 keine	 Probleme	 erwachsen	 dürften.	Anzumer-
ken	gibt	es	zudem,	dass	es	 im	Gegensatz	zum	Glockenge-
läute	keinen	«weltlichen»	Gebetsruf	gibt,	welcher	eingestellt	
werden	 könnte.	 Der	 fünfmal	 täglich	 erfolgende	 Gebetsruf	









3. Zur parlamentarischen Behandlung 
der «Minarettinitiative»
Das	 Neutralitätsgebot	 verpflichtet	 den	 Staat,	 alle	 Konfes-
sionen	prinzipiell	gleich	zu	behandeln.52	Initiativen,	welche	
den	 Bau	 spezifischen	 Religionen	 zuordbaren	 Bauten	 (wie	
z.B.	Moscheen	und	Minarette)	verbieten	wollen,	verstossen	








einer	 Beschwerde	 einer	 entsprechenden	 Regelung	 die	An-
wendung	versagen	würde.	Die	 rechtskonforme	Umsetzung	










49	 Christine	 Schirrmacher,	 Gebetsruf	 im	 Islam,	 Institut	 für	
Islamfragen	der	Deutschen	Evangelischen	Allianz	e.V.,	http://
www.islaminstitut.de/uploads/media/Der_Gebetsruf_im_Is-
lam_01.pdf	 (zuletzt	 besucht	 am	12.	 Juli	 2008),	 4	u.	 6,	Rohe	
(FN	16),	128	f.
50	 Schirrmacher	(FN	49),	6.
51	 Pahud	 de	Mortanges,	 Rechtsfragen	 (FN	39),	 270;	 zustim-
mend	Eidgenössische	Kommission	gegen	Rassismus	(FN	32),	
	 38;	Gartner	(FN	39),	198;	Christoph	Winzeler,	Ordnung	
oder	 Freiheit?,	 in:	Urs	Altermatt	 et	 al.	 (Hrsg.),	 Der	 Islam	
in	Europa,	 Stuttgart	 2006,	 290;	Friedhelm	Hufen,	Aktuelle	




53	 Wie	 bereits	 erwähnt,	 betonen	 Kiener/Kuhn	 (FN	6),	 631	 ff.	
zudem,	 dass	 schon	 die	 Errichtung	 von	Kultusbauten	 die	 Be-
deutung	eines	sakralen	Aktes	zukommen	kann	und	sie	dadurch	




Le plus récent sujet de discussion au sujet de l'islam en Suisse 
concerne la construction de mosquées avec des minarets. 
L’initiative anti-minarets qui entend interdire la construction 
de minarets a été déposée récemment. A cette occasion, un 
aperçu de la signification des notions juridiques de «minaret» 
ainsi que d’«appel à la prière» s’impose. Dans sa contribution, 
l’auteur montre que les notions de mosquée, de minaret et 
d’appel à la prière sont protégées par la liberté de conscience 
et de croyance (art. 15 Cst.) et que l’Etat est tenu de ne pas 
empêcher sans motifs pertinents les projets de construction 
qui respectent les prescriptions du droit de la construction af-
férentes et de mettre à contribution la marge de manœuvre 
législative. Dans le cas de l’appel à la prière, des restrictions 
s’avèrent admissibles, ce qui n’est pas le cas d’une interdiction 
totale. L’initiative anti-minarets, qui viole l’art. 15 Cst., doit 
être soumise en votation populaire selon la doctrine domi-
nante, bien qu’une mise en application conforme au droit ne 
semble pas être possible. 
(trad. LT LAWTANK, Fribourg)
